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Im Zuge der Flüchtlingskrise erregt das Thema Zuwanderung zunehmend die 
Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit. Jedoch nimmt die Zahl der internationa-
len Zuzüge nicht erst seit Beginn der Flüchtlingskrise zu. Bereits seit 2010 
wandern wieder vermehrt Ausländer nach Deutschland ein. Der bevölke-
rungsstrukturelle Internationalisierungsprozess in den Städten ist ein bereits 
länger anhaltender Trend. Ursachen hierfür liegen unter anderem in der EU-
Freizügigkeit und in der Internationalisierung von Arbeitsmärkten und Bildung. 
Daraus ergeben sich für die Kommunen unterschiedliche Herausforderungen, 
die sich durch die hohe Zahl an Flüchtlingen noch verschärft haben. Die Be-
völkerungsstruktur verändert sich und damit auch die Infrastrukturnachfrage. 
Die Versorgung der Zuziehenden mit Wohnungen, Arbeitsplätzen, Bildungsan-
geboten und vieles andere sind davon berührt. Vor diesem Hintergrund geht 
das vorliegende Heft auf folgende Fragestellungen ein:

n Welches Ausmaß hat die Internationalisierung der Stadtgesellschaft 
angenommen?

n Welche Handlungsbedarfe resultieren daraus auf kommunaler Ebene?

n Welche Herausforderungen ergeben sich in benachteiligten Quartieren?

Internationalisierung 
der Städte

Autoren

Jürgen Göddecke-Stellmann 
Teresa Lauerbach 

Herausforderungen aus kommunaler Perspektive
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Vorwort

2 Internationalisierung der Städte | Vorwort

Liebe Leserinnen und Leser,

Städte waren schon immer Ziel internationaler Migration. Neu ist hingegen die 
Größenordnung der Zuwanderung aus dem Ausland nach Deutschland. Auch 
wenn die Flüchtlingszuwanderung wieder abgeklungen ist, hält die Zuwande-
rung in die Städte aufgrund von EU-Freizügigkeit und der Globalisierung der 
Arbeitsmärkte an. Das vorliegende Heft geht der Frage nach, welches Ausmaß 
die Internationalisierung der Stadtgesellschaft angenommen hat und welcher 
Handlungsbedarf sich daraus mit Blick auf die Anpassung kommunaler Infra-
struktur ergibt, etwa für Kitas und Grundschulen.

Für die Analyse wurden Stadtteil-Daten von 48 Großstädten herangezogen. Die 
Auswertung zeigt, dass sich Zuwanderung auf Stadtquartiere konzentriert, die 
bereits einen hohen Anteil an Menschen mit Migrationsbiographie haben. Häu-
fig sind dies städtebaulich, wirtschaftlich und sozial benachteiligte Quartiere. 
Das Heft zeigt auf welche Herausforderungen sich in den Kommunen stellen 
und untersucht dies mit Fokus auf ausgewählte Altersgruppen.

Diesen Ankunftsorten der Zuwanderung gilt besondere Aufmerksamkeit. Das 
Programm Soziale Stadt hilft dabei, dort die Situation zu verbessern, leben-
dige Nachbarschaften zu fördern und den sozialen Zusammenhalt zu stärken. 
Gleichzeitig soll es einer Polarisierung in den Städten entgegenwirken. Bislang 
förderte das Programm 780 Maßnahmen in 440 Städten und Gemeinden. Darü-
ber hinaus hat die Bundesregierung mit der ressortübergreifenden Strategie 
Soziale Stadt einen Rahmen geschaffen, mit dem Tendenzen zur Verfestigung 
von Armut in solchen Quartieren entgegengewirkt werden soll.

Ich wünsche Ihnen eine interessante Lektüre.

Dr. Robert Kaltenbrunner 
Stellvertetender Leiter des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und Raumforschung
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Zuwanderung in die Städte

Die seit 2008 stetig gestiegene 
Zuwanderung aus dem Ausland 

konzentriert sich vor allem auf 
die Städte.

Eine hohe internationale Zuwan-
derung und die damit verbundene 
Integration von Ausländern in die 
deutsche Gesellschaft sind keine 
neuen Prozesse. Bereits die An-
werbung von Gastarbeitern in den 
1960er-Jahren1, der Zuzug von (Spät-)
Aussiedlern sowie die Flüchtlingswel-
le zu Beginn der Jugoslawienkriege 
Anfang der 1990er-Jahre stellten 
Phasen mit hohen Zuwanderungsra-
ten dar (Abb.1). Diese lange zurück-
liegenden Zuwanderungsphasen, die 
vorwiegend durch Arbeitsmigration 
und in der Folge davon durch Famili-
ennachzug geprägt waren, haben die 
Bevölkerungsstruktur in Deutschland 
verändert (Marschalk 1984: 107 ff.). 
Waren 1961 im früheren Bundesge-
biet rund 12 von 1.000 Einwohnern 
Ausländer, stieg die Zahl 1970 bereits 
auf 43 und 1980 auf 74 von 1.000 Ein-
wohnern (Statistisches Bundesamt 
2016a).

In der jüngeren Vergangenheit – von 
1992 bis zum Jahr 2008 – nahm die 
Zuwanderung aus dem Ausland nach 

(1) Das erste Anwerbeabkommen schloss die 
Bundesrepublik Deutschland 1955 mit Italien. 
1960 folgten dann Abkommen mit Spanien 
und Griechenland (vgl. Bundesregierung 
o. J.).

Deutschland kontinuierlich ab, wes-
halb die aktuellen Zuwanderungs-
zahlen im Vergleich dazu sehr hoch 
erscheinen. Seit 2008 wachsen die 
Zuzüge kontinuierlich. Im Jahr 2015 
zogen insgesamt 2,14 Mio. Menschen 
zu, hiervon waren 94 % Ausländer 
(Statistisches Bundesamt 2017). Da-
mit hat die Zuwanderung ihr höchstes 
Niveau seit Anfang der 1990er-Jahre 
erreicht.

Westdeutsche und zunehmend auch 
ostdeutsche Städte spielen eine 
zentrale Rolle, da sie als Ankunftsorte 
internationaler Migranten gelten 
(BBSR 2015). Die Ankommenden 
erhoffen sich in den Städten eine 
einfachere Integration in den Arbeits-
markt und die Gesellschaft. In den 
Städten macht sich die Vielfalt der 
Wanderungsbewegungen somit am 
deutlichsten bemerkbar: zum einen 
durch die Diversifizierung der Gesell-
schaft und die kulturelle Vielfalt mit 
ihren Chancen aber auch Problemen, 
zum anderen durch den Bedarf an 
zusätzlichen Wohnungen, Infrastruk-
tureinrichtungen, Arbeitsplätzen 
etc. Gleichwohl gilt es festzuhalten, 
dass diese Funktion für Städte nichts 
Neues ist, sondern die Spezifik des 
Städtischen ausmacht.

Die folgenden Analysen zur Interna-
tionalisierung deutscher Städte kon-
zentrieren sich auf eine Teilauswahl 
der Großstädte, da die hier genutzten 
Daten nicht für alle (Groß-)Städte 
Deutschlands verfügbar sind. Nur 
Städte, die Teil der Innerstädtischen 
Raumbeobachtung sind und im 
Rahmen des Projekts stadtteilbasier-
te Daten bereitstellen, können in die 
Untersuchung einbezogen werden. 
Sie stellen die Entwicklungen im 
Zeitraum seit 2010 dar. Hierbei lassen 
sich Wanderungsbewegungen von 
verschiedenen Bevölkerungsgruppen 
mit unterschiedlichen Raumbezügen 
analysieren. Für 41 Städte der IRB ist 
dies möglich.

Datengrundlage

Die Innerstädtische Raumbeobachtung (IRB) ist ein kommunalstatistisches Gemeinschaftspro-

jekt, an dem 53 Großstädte mitwirken. Der Datenkatalog mit kleinräumigen Daten unterhalb 

der Gemeindeebene umfasst mehr als 400 Merkmale. Seit dem Jahr 2002 führt das BBSR die 

Zusammenstellung, Aufbereitung und Plausibilisierung der Daten in Kooperation mit den Städten 

durchgeführt. Es nutzt die kleinräumigen Daten im Rahmen seiner Aufgaben zur Analyse von 

großstädtischen Strukturen und kleinräumigen Stadtentwicklungsprozessen.

Da der Merkmalskatalog nicht von allen Städten vollständig beliefert wird, stützen sich die Ana-

lysen bei den Angaben zum Bevölkerungsbestand auf 45 Städte. Bei den Wanderungen können 

41 Städte einbezogen werden. 

Städteliste: Aachen, Augsburg, Berlin, Bielefeld, Bochum, Bonn, Bremen, Chemnitz, Dortmund, 

Duisburg, Düsseldorf, Erfurt, Essen, Frankfurt am Main, Freiburg im Breisgau, Halle (Saale), 

Hannover, Heidelberg, Ingolstadt, Jena, Karlsruhe, Kassel, Kiel, Koblenz, Köln, Konstanz, Krefeld, 

Leipzig, Ludwigshafen am Rhein, Magdeburg, Mainz, Mannheim, Mülheim an der Ruhr, München, 

Nürnberg, Oberhausen, Offenbach am Main, Potsdam, Regensburg, Rostock, Saarbrücken, 

Stuttgart, Weimar, Wiesbaden, Wuppertal; bei den Analysen mit Wanderungsdaten fallen aus: 

Berlin, Bielefeld, Bremen, Frankfurt am Main, Hannover, Ludwigshafen am Rhein, hinzu kommen 

Hamburg und Lübeck.
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2015 zogen insgesamt 1,2 Mio. Men-
schen in die 41 IRB-Städte, was eine 
Steigerung der Zuzüge um 15,3 % 
gegenüber dem Vorjahr bedeutet. 
Hiervon waren 48 % Ausländer. Im 
Jahr 2010 hatte dieser Wert noch bei 
34,5 % gelegen. Die Fortzüge lagen 
2015 bei 951.704, sodass ein positiver 
Wanderungssaldo erzielt wurde. 
Auch in den Jahren zuvor zogen (mit 

einigen Ausnahmen) bereits mehr 
Menschen in die Städte zu als fort. 
Ein differenzierterer Blick zeigt, dass 
das Wachstum des Wanderungssal-
dos ausschließlich auf dem Anstieg 
der Zuzüge der ausländischen Per-
sonen aus dem Ausland basiert. Seit 
2013 wandern mehr Deutsche und 
seit 2004 mehr Ausländer, die vorher 
bereits in Deutschland gewohnt ha-

ben, aus den Städten ab als zuziehen. 
Die Zuzüge von Ausländern aus dem 
Ausland in deutsche Städte überstei-
gen die Fortzüge hingegen deutlich 
(Abb. 2). Dadurch wird die Stadtge-
sellschaft heterogener und die Inte-
grationsanforderungen an die Städte 
werden differenzierter. Die Gruppe 
der Zugewanderten kommt mit höchst 
unterschiedlichen Eigenschaften, 
Fähigkeiten und Vorstellungen nach 
Deutschland. Das Spektrum umfasst 
so unterschiedliche Gruppen wie 
etwa spezialisierte Berufswanderer 
aus global operierenden Unterneh-
men oder Bildungswanderer aus 
der EU, Zeitarbeiter im Ernteeinsatz 
mit kurzfristiger Perspektive oder 
Flüchtlinge aus dem Nahen Osten 
oder Afrika. Sprachkompetenzen, 
schulische und berufliche Qualifika-
tionen, aber auch Alter und kulturelle 
Orientierungen tragen zur Differen-
zierung der Zuwanderergruppen 
mit unterschiedlichen Bedarfen an 
Wohnungen, Arbeitsplätzen und 
Infrastruktureinrichtungen bei.

Dieser Trend über alle IRB-Städte 
zeigt jedoch nicht die regionalen Un-
terschiede. Auch 25 Jahre nach der 
Wiedervereinigung ziehen Personen 
aus dem Ausland immer noch deut-
lich häufiger in westdeutsche als in 
ostdeutsche Städte. Zwar nahm der 
Anteil der Ausländer, die in Städte 
Ostdeutschlands ziehen, im Zeitraum 
zwischen 2010 und 2015 zu, schloss 
jedoch nicht zu den westdeutschen 
Zahlen auf. Allerdings wird die 
markante Steigerung des Niveaus 
ausländischer Zuwanderer aus der 
Perspektive der ostdeutschen Städte 
als spürbare Veränderung möglicher-
weise stärker wahrgenommen als 
die Steigerung in den westdeutschen 
Städten.

Abbildung 1

Zuzüge aus dem Ausland 

Datenquelle: Statistisches Bundesamt 2016© BBSR Bonn 2017
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Abbildung 2

Wanderungen in IRB-Städten 

© BBSR Bonn 2017
Quelle: Innerstädtische Raumbeobachtung des BBSR, 

Datengrundlage: Kommunalstatisiken der IRB-Städte, Basis: 41 Städte
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Internationalisierung der Stadtgesellschaft

Durch die internationale Zuwan-
derung verändert sich die Bevöl-
kerungszusammensetzung in den 

Städten – sie wird zunehmend 
heterogener.

Die eben dargestellten Wanderungs-
bewegungen schlagen sich letztlich 
in Bestandsveränderungen nieder. 
Die Stadtbewohnerschaft ändert in 
einem mehr oder weniger spürbaren 
Prozess ihre strukturelle Zusammen-
setzung (BBSR 2015). Insgesamt wird 
die Bewohnerschaft heterogener. 
Mit der IRB und den darauf aufbau-
enden Auswertungen der Einwoh-
nermelderegister lässt sich diese 
Strukturveränderung im Zeitvergleich 
zwischen 2010 und 2015 nachvoll-
ziehen. Unterschieden werden kann 
nach Deutschen, Deutschen mit 
einem zweiten Pass (Doppelstaater) 
und verschiedenen ausländischen 
Nationalitäten.

Die Bevölkerung in den hier be-
trachteten 45 IRB-Städten wuchs 
zwischen dem 31. Dezember 2010 
und dem 31. Dezember 2015 von 17,9 
auf 18,9 Mio. an (Abb. 3). Die Zahl 
der Deutschen blieb mit rund 14 Mio. 
nahezu konstant. Die Gruppe der 
Doppelstaater, also der Deutschen 
mit einem zweiten Pass, stieg von 
1,28 Mio. auf 1,54 Mio. Zugenommen 
hat auch die Zahl der Ausländer: 
Lebten 2010 noch 2,58 Mio. Ausländer 
in den Städten, waren es am 31.De-
zember 2015 3,36 Mio.

Aus den Einwohnermelderegistern 
der Städte kann die Herkunftsregion 
der Ausländer und Doppelstaater 

Bevölkerungsstruktur nach Nationalitäten in ausgewählten IRB-Städten 

Quelle: Innerstädtische Raumbeobachtung des BBSR, Datengrundlage: Kommunalstatisiken der IRB-Städte, Basis: 45 Städte© BBSR Bonn 2017

Bevölkerungsstruktur nach Nationalitäten in ausgewählten IRB-Städten (Anzahl)

Bevölkerungsstruktur nach Nationalitäten in ausgewählten IRB-Städten (Anteile)

14.057.915
Deutsche

13.988.945
Deutsche

78,5 %
Deutsche

74,1%
Deutsche

Deutsche

Deutsche (Doppelstaater)

Nord-/Westeuropa

Osteuropa

Südeuropa

Türkei

Asien

Afrika

Amerika

sonstige

2015

2010

2015

2010

1.276.006
Deutsche
(Doppelstaater)

1.542.851
Deutsche
(Doppelstaater)

7,12 %
Deutsche
(Doppelstaater)

8,17 %
Deutsche
(Doppelstaater)

6,25 %
Osteuropa

4,55 %
Osteuropa

3,11 %
Asien

2,87 %
Türkei

1,37 %

2,42 %
Südeuropa

1,93 %
Asien

1,23 %

3,28 %
Türkei

1.180.827
Osteuropa

586.881
Asien

541.744
Türkei

457.292
Südeuropa

258.562

814.800
Osteuropa

587.391
Türkei

345.236
Asien

220.049

Abbildung 3
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auf Basis der Staatsangehörigkeit 
ermittelt werden. Die Veränderung 
der Bestandszahlen lässt sich somit 
im Untersuchungszeitraum diffe-
renziert betrachten. Während die 
türkischstämmige Bevölkerung in den 
Städten stagniert, nimmt die Anzahl 
von Personen aus allen anderen 
Herkunftsregionen zu (Abb. 4). Eine 
besonders hohe Dynamik zeigt sich 
insbesondere bei den Personen aus 
osteuropäischen Herkunftsländern. 
Sie stellen nicht nur die größte Grup-
pe, sondern weisen im betrachteten 
Zeitraum auch die größte Dynamik 
auf. Mehr noch als die ausländischen 
Personen aus den EU-Beitrittsländern 
von 2004 (Estland, Lettland, Litauen, 
Malta, Polen, Slowakei, Slowenien, 
Tschechien, Ungarn und Zypern) 
trug die Zuwanderung von Personen 
aus Bulgarien und Rumänien zum 
Wachstum bei.

Auch die Zahl der Personen aus 
südeuropäischen Herkunftsregionen 
stieg an. Die Dynamik ist jedoch deut-

lich weniger stark ausgeprägt und 
die Bestandszahlen sind beträchtlich 
niedriger. Strukturelle Unterschiede 
hinsichtlich der Entwicklungsprozesse 
werden zwischen den ost- und west-
deutschen Städten nicht deutlich. 
Festzuhalten bleibt, dass die wesent-
liche Differenz zwischen den ost- und 
westdeutschen Städten im Auslän-
deranteil in der Stadtbevölkerung 
liegt. Diese sind in den ostdeutschen 
Städten aufgrund der historischen 
Entwicklung deutlich niedriger (28 % 
in den betrachteten westdeutschen 
Städten und 16 % in den ostdeutschen 
Städten im Jahr 2015).

Abbildung 4

Ausländer nach Herkunftsgebieten 2010 bis 2015 (Entwicklung und Bestandsveränderungen)

Quelle: Innerstädtische Raumbeobachtung des BBSR, Datengrundlage: Kommunalstatisiken der IRB-Städte, Basis: 45 Städte© BBSR Bonn 2017
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Die kleinräumige 
Perspektive

Dynamik und Auswirkungen dieser 
Bestandveränderungen sind zwi-
schen und innerhalb der Städte sehr 
unterschiedlich ausgeprägt. Die Be-
standszahlen kleinräumig verändern 
sich je nach Lage im Stadtraum und 

sozialer Struktur sehr unterschied-
lich. Die folgenden Analysen fokus-
sieren auf diese unterschiedlichen 
Entwicklungspfade. Die Flüchtlings-
zuwanderung des Jahres 2015 lässt 
sich allerdings nur in ersten Ansätzen 
mit den IRB-Daten abbilden. 

Städte sind sozialräumlich differen-
ziert. Statushohe Quartiere befinden 
sich bisweilen in unmittelbarer Nähe 
zu statusniedrigen Quartieren. Solche 
sozialräumlichen Differenzierungen 
kennzeichnen Städte. Trotz dieser 
Normalität gibt es die Sorge, dass die 
Flüchtlingszuwanderung die Segrega-
tion in den Städten vorantreiben wird 
(Gestring 2011). In Folge einer Orien-
tierung des Zuzugs an bestehende 
ethnische oder familiale Strukturen 
würde in bestimmten Stadtvierteln 
einer Ghettoisierung Vorschub 
geleistet. Allerdings hat die ethnische 
Segregation in deutschen Städten in 
den letzten Jahren tendenziell eher 
abgenommen, während die soziale 
eher zugenommen hat (BBR 2009).
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Der Anschluss an bestehende 
ethnische Communities hat Vor- und 
Nachteile (Dangschat/Alisch 2014). 
Zum einen ließe sich erwarten, dass 
die Voraussetzungen gegenseitiger 
Unterstützung in ethnisch homogenen 
Gruppen günstiger sind, und sich da-
mit Befähigungs- und Selbsthilfenetz-
werke leichter herausbilden könnten, 
was gerade für Neuankommende von 
Vorteil wäre. Umgekehrt bestünde die 
Gefahr der Abschottung ethnischer 
Communities bis hin zur Herausbil-
dung von Parallelgesellschaften, 
was die Integration hemmen würde. 
Eine verschärfte Segregation in den 
Städten könnte demzufolge aus einer 
Überlagerung ethnischer und sozialer 
Segregation resultieren – etwa wenn 
die Zuwanderung transferabhängiger 
Flüchtlinge insbesondere in armuts-
segregierte Gebiete in den Städten 
erfolgen sollte.

Die klassischen Ankunftsquartiere 
sind häufig in den innerstädtischen 
Lagen deutscher Großstädte zu 
finden. Diese Quartiere weisen häufig 
die höchsten Ausländeranteile auf. 
Im Jahr 2015 waren etwa 23 % der 
Bevölkerung der innerstädtischen 
Quartiere Ausländer. Da hier vielfäl-
tige Unterstützungsangebote für neu 
ankommende Zuwanderer existieren, 
ziehen diese Stadtteile besonders 
stark Zuwanderer aus dem Ausland 
an (vgl. Kurtenbach 2015). Dadurch 
bilden sich Viertel mit unterschiedlich 
hohen Ausländeranteilen heraus. 
Häufig leben in Vierteln, in denen an-
teilsmäßig viele Ausländer wohnen, 
im Verhältnis auch viele SGB-II-
Empfänger und Arbeitslose. Da die 

Wohnungsmieten in diesen benach-
teiligten Quartieren meist vergleichs-
weise günstig sind oder dort bereits 
Gruppen derselben ethnischen 
Herkunft wohnen, wandern Personen 
aus dem Ausland verstärkt in diese 
Viertel zu. Die deutsche Bevölkerung 
zieht hingegen vermehrt aus diesen 
Vierteln in statushöhere Quartiere. 

Abbildung 5 zeigt, dass der Zuzug 
von Ausländern in allen Quartieren 
zunimmt, aber überproportional in 
sozial benachteiligten Quartieren. 
Die Zuzüge von Deutschen weisen 
hingegen in allen Quartieren parallel 
verlaufende, abnehmende Tendenzen 
auf.

Benachteiligte Quartiere sind hierbei 
wie folgt definiert: Sie weisen im 
Vergleich aller Stadtteile der betrach-

teten IRB-Städte sowohl Ausländer-
anteile als auch SGB-II-Quoten im 
oberen Viertel der Verteilung auf. 
Die Analyse wurde aufgrund sehr 
unterschiedlicher Ausländeranteile 
getrennt nach Ost- und Westdeutsch-
land (inkl. Berlin) durchgeführt. Die 
Berechnungen basieren auf dem 
Jahr 2010 (Ausländeranteile und 
SGB-II-Quoten im Jahr 2010). Diese 
Operationalisierung orientiert sich 
an dem Verständnis des Städteb-
auförderungsprogramms Soziale 
Stadt. Danach sollen die Investitionen 
in städtebauliche Maßnahmen zur 
Stabilisierung und Aufwertung von 
Stadt- und Ortsteilen mit besonderem 
Entwicklungsbedarf gelenkt werden, 
die aufgrund der Zusammensetzung 
und wirtschaftlichen Situation der 
darin lebenden und arbeitenden Men-
schen erheblich benachteiligt sind.

Abbildung 5

Quelle: Innerstädtische Raumbeobachtung des BBSR, 
Datengrundlage: Kommunalstatisiken der IRB-Städte, Basis: 41 Städte

Zuzüge je 1.000 Einwohner nach Nationalität 

© BBSR Bonn 2017
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Veränderte Infrastrukturbedarfe – 
die kommunale Perspektive

Durch die stark gestiegene Zuwan-
derung in die Städte hat sich die 

Infrastrukturnachfrage in verschie-
denen Bereichen über die letzten 

Jahre verändert.

Welche Bedarfe an sozialer Infra-
struktur und Bildungsinfrastruktur 
sich vor Ort ergeben, hängt von zahl-
reichen Faktoren ab. Alter, Haushalts-
struktur, Sprachkompetenz, Bildungs-
stand und kultureller Hintergrund sind 
wichtige Faktoren, die den Bedarf 
bestimmen. Dennoch kann eine grobe 
Abschätzung des Bedarfs auf der 
Basis der bevölkerungsstrukturellen 
Daten der IRB geleistet werden. Der 
Fokus wird im Folgenden zum einen 
auf den Bedarf an Kitas und Grund-
schulen gerichtet, zum anderen auf 
den Bedarf an Sprach- und Integrati-
onskursen. 

Gruppe der 0- bis 
unter 3-Jährigen 
(Kita-Versorgung)

Seit dem 1. August 2013 haben Eltern 
für ihre 1- bis 3-jährigen Kinder einen 
Rechtsanspruch auf einen Kitaplatz. 
Kommunen müssen den Ausbau des 
Kitaplatz-Angebots vorantreiben, da 
dieses die momentan hohe Nachfra-
ge nicht decken kann. Hinzu kommt, 
dass die Zahl der Kinder in der Alters-
gruppe der 0- bis 3-Jährigen alleine 
im Zeitraum zwischen 2014 und 2015 
auf der Basis von 45 IRB-Städten von 
512.544 auf 537.289 angestiegen ist – 
absolut also um 24.745 Kinder. Dies 
entspricht einem relativen Wachstum 
von 4,8 % innerhalb eines Jahres. Das 
Statistische Bundesamt hat für das 
Jahr 2015 einen Personalschlüssel 
von 1:4,3 für die Betreuung von 0- bis 
3-Jährigen berechnet. Ausgehend 
von der durch die Bundesregierung 
bis 2013 angestrebten Betreuungs-
rate bei Kindern zwischen 1 und 
3 Jahren von 35 % würde sich die 
Zahl der benötigten Stellen auf rund 

2.000 belaufen. 2015 lag die Quote 
allerdings erst bei 32,9 % (DIPF 2016). 
Laut einer Umfrage des Deutschen 
Jugendinstituts benötigen jedoch 
43,2 % der Eltern mit Kindern einen 
Betreuungsplatz (Stand 2015) (DIPF 
2016). 

Aus integrationspolitischer Sicht ist 
wichtig, dass die Gruppe der Kinder 
mit ausländischer Staatsbürgerschaft 
in den 45 IRB-Städten zwischen 2014 
und 2015 um 27,8 % gewachsen ist 
(Vergleich deutsche Kinder: 2,3 %). 
Zudem erhöhte sich die Zahl auslän-
discher Kinder kleinräumig betrachtet 
vor allem in sozial benachteiligten 
Quartieren. Zwischen 2014 und 2015 
wuchs die Anzahl der 0- bis 3-Jäh-
rigen in diesen Vierteln insgesamt 
um knapp 4.600, wobei ausländische 
Kinder einen Anteil von 80,5 % aus-
machen. Der Anteil nicht-deutscher 
Kinder wird somit in Zukunft insbe-
sondere in den Kindertagesstätten 
in benachteiligten Quartieren weiter 
zunehmen.

Kommunen müssen daher nicht nur 
die Anzahl der Kitaplätze deutlich er-
höhen, sondern auch die qualitativen 
Anforderungen an Personal berück-
sichtigen, die sich aus der Überla-
gerung von sozialer und ethnischer 
Segregation ergeben: interkulturelle 
Kompetenzen, verstärkte Elternar-
beit, verstärkte Kooperation mit dem 
Gesundheitsamt und verschiedene 
weitere Aspekte.

Generell dürfte sich in ausgewählten 
Quartieren die Frage stellen, wie 
Integration gelingen kann, wenn 
in einzelnen Gruppen mehrheitlich 
Kinder mit ausländischer Staatsbür-
gerschaft untergebracht werden.
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Gruppe der 6- bis 
unter 10-Jährigen 
(Grundschul-Versorgung)

Bei den Kindern im Grundschulalter, 
also den 6- bis unter 10-Jährigen, hat 
sich die Bestandszahl von 612.148 
im Jahr 2014 auf 630.739 Kinder im 
Jahre 2015 erhöht. Das entspricht 
einem relativen Wachstum von 3 % 
innerhalb nur eines Jahres und einem 
absoluten Wachstum von 18.591 Kin-
dern. Bei einer Klassenstärke von 
25 Kindern je Grundschulklasse 
würde dies bedeuten, dass in den 
45 IRB-Städten 744 Schulklassen 
neu hinzugekommen sind. Bei einem 
Personalschlüssel von 1,5 Lehrern je 
Grundschulkasse bräuchte es 1.116 
zusätzliche Stellen für Lehrer an 
Grundschulen, um diesen zusätz-
lichen Bedarf abzudecken.

Die Bestandszahlen verändern sich 
auch in dieser Altersgruppe ungleich 
zwischen den ausländischen und 
deutschen Kindern. Das zeigen die 
kommunalstatistischen Daten der 
IRB. Während die Zahl der deutschen 
Grundschulkinder zwischen 2014 und 
2015 nur leicht gestiegen ist, stieg 
die Zahl der ausländischen Kinder 
im gleichen Zeitraum um ein Viertel 
an. Der Zuwachs von 18.591 Kindern 
setzt sich zusammen aus 2.600 deut-
schen und fast 16.000 ausländischen 
Kindern. Wie bereits ausgeführt, lässt 
sich der Integrationsbedarf nur grob 
an den veränderten Bestandsgrößen 
ablesen. Deutlich wird aber, dass 
allein diese zahlenmäßige Verände-
rung in der Altersklasse der 6- bis 
unter 10-Jährigen die kommunale 
Ebene vor erhebliche Anstrengungen 
stellt, um dem gewachsenen Bedarf 
gerecht zu werden. 

In den benachteiligten Quartieren 
ging die Zahl der deutschen Kinder 
zwischen 2014 und 2015 um rund 
500 zurück, während die der aus-
ländischen Kinder um 3.800 stieg. 
Dies zeigt, wie dynamisch sich die 
Sozialstruktur in den benachteiligten 
Gebieten verändert und wie hoch der 
Integrationsbedarf ist. Kommunen 
müssen aus diesem Grund – wie bei 
den Kitas – nicht nur den quantita-
tiven Bedarf an Schulplätzen erhö-
hen, sondern sich bei der Betreuung 
der Kinder auf zusätzliche qualita-
tive Anforderungen einstellen, die 
sich aus mangelnden sprachlichen 
Fähigkeiten und fehlender familialer 
Unterstützung ergeben. 

Weitere 
Herausforderungen 

Kommunen müssen zukünftig nicht 
nur die Infrastrukturbedarfe der jün-
geren Altersklassen decken, sondern 
auch in die Erwachsenenbildung 
investieren, insbesondere in Bezug 
auf eine gelingende Arbeitsmarktinte-
gration der neu zugewanderten über 
18-Jährigen. Alle Zuwanderer, die 
unter dem Asylbewerberleistungsge-
setz Leistungen vom Staat beziehen, 
müssen an einem Integrationskurs 
teilnehmen, der sich aus einem 
600-stündigen Sprachkurs und einem 
100-stündigen Orientierungskurs 
zusammensetzt. Als arbeitssuchend 
gemeldete Migranten können zusätz-
lich Kurse für eine berufsbezogene 
Sprachförderung belegen (BAMF 
2016). Auch in diesem Bereich ent-
stehen hohe Anforderungen an die 
Kommunen, die entsprechende Infra-
struktur an Kursen und qualifiziertem 
Lehrpersonal bereitzustellen. 

Im Jahr 2015 stieg die Zahl der 
Leistungsbezieher nach dem Asyl-
bewerberleistungsgesetz um 169 % 
(Statistisches Bundesamt 2016b). 
Hierbei kamen 63 % der Regellei-
stungsempfänger aus Asien und 22 % 
aus Afrika.

Die Gruppe der leistungsbeziehenden 
Zuwanderer bilden die Daten der IRB 
nur annäherungsweise ab. Der Na-
tionalitäten-Katalog der IRB enthält 
Personen mit Staatsangehörigkeiten 
afrikanischer sowie asiatischer 
Länder (ausgenommen ehemalige 
GUS-Staaten). In den 45 betrachteten 
Städten stieg die Anzahl der Per-
sonen dieser Nationalitäten zwischen 
2014 und 2015 demzufolge stark an. 
Im Jahr 2015 lebten hier insgesamt 
555.055 Personen mit asiatischem 
Pass sowie 177.718 Personen mit 
afrikanischem Pass. Im Vergleich zum 
Jahr 2014 waren dies 149.577 bzw. 
19.420 Personen mehr.

Zusammengenommen wuchs diese 
Personengruppe innerhalb eines 
Jahres um knapp 30 % an. Auch 
wenn nur ein Teil unter das Asylbe-
werberleistungsgesetz fällt, so wird 
doch deutlich, dass die Anzahl der 
Menschen, die potenziell Leistungen 
wie einen Sprach- oder Integrations-
kurs in Anspruch nehmen können, in 
den Städten deutlich zugenommen 
hat.
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Fazit

Kommunen stehen bei der 
Bewältigung veränderter 

Infrastrukturbedarfe vor neuen 
Herausforderungen.

Städte sind Ziele der Zuwander-
ung, aus welchen Motiven auch 
immer. Vor allem die europäische 
Freizügigkeit hat dazu beigetragen, 
dass die Zahl der ausländischen 
Bevölkerung in den zurückliegenden 
Jahren angewachsen ist. Diese 
Wanderung hat absolut wie relativ 
zu einem beträchtlichen Wachstum 
beigetragen und wird vor allem durch 
die Beitrittsländer von 2007 (Bulga-
rien, Rumänien) und denen von 2004 
mitgetragen. Für die Zukunft bleibt 
festzuhalten, dass die Push- und Pull-
Faktoren, die die innereuropäischen 
Wanderungen antreiben – insbeson-
dere die ausgeprägten ökonomischen 
Disparitäten zwischen Deutschland 
und den osteuropäischen Staaten 
– weiterhin bestehen. Auch die Dis-
paritäten zwischen der EU und ihren 
Anrainerstaaten bestehen weiterhin, 
genauso wie die nicht abklingenden 
regionalen Konflikte. Die Flücht-
lingszuwanderung im Spätsommer/
Herbst 2015 markiert hingegen eine 
Ausnahmesituation, die für alle betei-
ligten Verwaltungsebenen erhebliche 
Herausforderungen mit sich gebracht 
hat, die aber aktuell durch die nach-
folgenden politischen Maßnahmen 
– insbesondere durch das Abkommen 
mit der Türkei – in eine handhabbare 
Form überführt wurde. Dennoch 
bleibt die Situation prekär.

Für eine gelingende Integration sind 
neben Wohnen vor allem Bildung und 
Arbeit wichtige Voraussetzungen. 
Insbesondere die vorschulische und 
schulische Ausbildung der zuge-
wanderten Kinder spielt hierbei eine 
große Rolle. Daher stellt der Beitrag 
für die Altersgruppen der 0- bis 
3-Jährigen und der 6- bis 10-Jäh-
rigen sowie für die erwachsenen 
Zuwanderer ausschnittsweise dar, 

welche Anstrengungen die Kommu-
nen unternehmen müssen, um die 
zusätzlichen quantitativen Bedarfe 
an Infrastrukturleistungen in Bezug 
auf Kitas, Schule sowie Sprach- und 
Integrationskurse zu decken. Als Fazit 
lässt sich festhalten:

�n �Zuwanderung von Ausländern 
aus dem Ausland führt zu einem 
deutlichen Anstieg der Bevölke-
rung in den Städten.

�n �Die Zuwanderung findet verstärkt 
in benachteiligten Stadtquartie-
ren statt.

�n �Kommunen müssen die Ka-
pazitäten in verschiedenen 
Infrastrukturbereichen deutlich 
aufstocken (z. B. Kitas, Grund-
schulen und Integrations- sowie 
Sprachkurse). 

Mit dem nunmehr geschlossenen 
Investitionspakt fördert die Bundes-
regierung die Erweiterung und den 
Neubau von Kitas, Schulen und Bür-
gertreffs in benachteiligten Gebieten 
für die nächsten vier Jahre mit 200 
Mio. € jährlich, um die Kapazitätslü-
cke zumindest teilweise zu schließen. 
Auf die damit verbundenen qualita-
tiven Bedarfe konnte nur ansatzweise 
verwiesen werden. Auch die in den 
Kommunalverwaltungen ausgelösten 
organisatorischen Anpassungen 
können nur grob umrissen werden:

�n Bisweilen prägten Anpassungen 
an eine schrumpfende Bevölke-
rung die kommunale Planung. 
Nun muss sie sich auf Wachstum 
einstellen, das geprägt wird 
durch Zuwanderung, insbeson-
dere in benachteiligte Stadtquar-
tiere. 
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�n Die erforderliche Aufstockung 
der Kapazitäten bei Kitas oder 
Grundschulen löst noch nicht das 
Problem, geeignetes Personal 
zu finden. Mag es mancherorts 
schon schwierig sein, Fach-
personal zu finden, erfordern 
Einrichtungen in schwierigen 
sozialräumlichen Kontexten zum 
einen einen erhöhten Personal-
schlüssel und zum anderen beim 
Personal zusätzliche Qualifikati-
onen und Kompetenzen.

�n Der Personalbedarf wächst aber 
nicht nur im unmittelbaren Be-
reich der sozialen, schulischen 
Betreuung, sondern auch in der 
Verwaltung selbst. Umorganisa-
tion, teilweise auch Personal-
aufstockungen, erfordern ein 
geschultes Fachpersonal, das 
nicht ohne weiteres auf dem 
Arbeitsmarkt verfügbar ist.

Den Blick auf benachteiligte Quar-
tiere zu richten, ist vor diesem 
Hintergrund notwendig, sollte aber 
nicht dazu führen, andere weniger 
kritische Gebiete aus dem Auge zu 

verlieren. Die Internationalisierung 
ist ein stadtweiter Prozess und 
vollzieht sich demzufolge nicht allein 
in benachteiligten Gebieten. Die 
unterschiedliche Ausformung dieses 
Internationalisierungsprozesses, der 
aus der ethnischen Zusammenset-
zung der Bevölkerung resultiert und 
die unterschiedliche Dynamik der 
Veränderungsprozesse auf Stadtteile-
bene fordern die Kommunen heraus. 
Sie müssen in qualitativer Hinsicht 
den Integrationsbedarf ermitteln und 
entsprechende Lösungen finden, die 
wenn möglich mit den verfügbaren 
Ressourcen in Einklang zu bringen 
sind.

Die Zuwanderung der frühen 1990er-
Jahre hat in vielen Kommunen Im-
pulse ausgelöst, die sich noch heute 
in der Veränderung institutionellen 
Handelns wiederfinden. Sozialraumo-
rientierte Politiken haben nicht zuletzt 
durch das Programm Soziale Stadt 
Instrumente hervorgebracht, die 
heute helfen können, Ankunftsquar-
tiere zu stabilisieren. Der Prozess 
der Integration, das Ankommen, die 
Orientierung, das Weiterziehen – um 

irgendwann zu bleiben und „heimisch“ 
zu werden – ist eingebettet in (groß- 
und kleinräumige) Umzugsmobilität. 

Allein aus diesem Grund ist Integrati-
on ein Phänomen, das vielerorts und 
nicht nur in „Ankommensquartieren“ 
stattfindet. Viel bedeutender ist es, 
sich über die spezifische Funktion 
von Stadtquartieren in dieser Abfolge 
klar zu werden und den Prozess mit 
geeigneten Instrumenten, Unter-
stützungsangeboten und sozialer 
Infrastruktur zu flankieren. 

Die Bundesregierung hat mit der 
ressortübergreifenden Strategie 
Soziale Stadt auf die Tendenzen zur 
Verfestigung von Armut in Quartieren 
reagiert. Das soll den Kommunen ein 
kohärentes und bedarfsgerechtes 
Vorgehen ermöglichen. Dies umfasst 
die Bündelung von Fördermitteln, 
die bessere Verzahnung von Kompe-
tenzen unterschiedlicher Stellen und 
ein verbesserter Informationsfluss 
zwischen den betroffenen Bundes-
ressorts, um die handelnden Akteure 
bei der Arbeit vor Ort zielgerichteter 
zu unterstützen.
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